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Richtlinie über die Gewährung von De-minimis-Zuwendungen zur Förderung der 

Anwendung von Künstlicher Intelligenz

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit

Vom 10. Juni 2026 – V-630-00000-2026/033-001 –

VV Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 630 - 527

Das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit erlässt im Einvernehmen mit dem Ministerium für Finanzen und 
Digitalisierung und nach Anhörung des Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewährt mit Landesmitteln Zuwendungen zur 
Förderung von Investitionen und Dienstleistungen. Ziel 
ist es, die digitale Transformation mit dem Einsatz der 
Künstlichen Intelligenz (KI) zu fördern, um den Unter-
nehmen des Landes Mecklenburg-Vorpommern einen 
niederschwelligen Zugang zu KI-gestützten Wertschöp-
fungsprozessen zu ermöglichen. Die Anwendung von 
modernen KI-Technologien zielt darauf ab, die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen zu stärken und dem 
Fachkräftemangel entgegenzuwirken.

1.2 Die Zuwendungen werden gewährt nach Maßgabe

a) dieser Verwaltungsvorschrift,

b) des § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LHO) und der dazugehörigen Verwal-
tungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) sowie

c) der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission 
vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Bei-
hilfen (Amtsblatt der Europäischen Union L vom 
15.12.2023, S. 1, nachfolgend De-minimis-Verord-
nung genannt).

1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung 
besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
behörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Zuwendung

Gegenstand der Zuwendung sind Vorhaben zur Einfüh-
rung von KI-Lösungen mit dem Ziel der Verbesserung 
von Prozessen in Unternehmen. Zuwendungsfähig sind 
folgende Anwendungsbereiche:

Leistungserbringung (Produktion und Dienstleistung):

– Terminplanung und Disposition
– Materialbedarfsprognose
– Qualitätssicherung
– Wissens- und Supportsysteme
– vorausschauende Wartung
– generatives Design
– Werker-Assistenz-Systeme
– Prozessautomation

– Kundenservice
– Sprachassistenten

Logistik:

– Lagerbestandsoptimierung
– Absatzprognosen
– Routenoptimierung
– Laderaum-Optimierung
– Terminplanung

Marketing und Vertrieb:

– automatische Social-Media-Posts
– Website-Chatbots
– Preisoptimierung
– Kundenfeedback-Analyse
– Angebotserstellung
– Nachfrageprognose
– Content-/Text-Erstellung

IT-Sicherheit:

– Cybersicherheit, Cyber-Abwehr
– Datenflusskontrolle
– Identitäts- und Zugriffskontrolle

3 Zuwendungsempfänger

3.1 Zuwendungswendungsempfänger können kleinste, klei-
ne und mittlere Unternehmen (KMU) der gewerblichen 
Wirtschaft mit bis zu 100 Mitarbeitern (Jahresarbeitsein-
heiten) sein.

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresarbeits-
einheiten (JAE), d. h. der Zahl der Personen, die in dem 
betroff enen Unternehmen oder auf Rechnung dieses Un-
ternehmens während des gesamten Berichtsjahres einer 
Vollzeitbeschäftigung nachgegangen sind. Für die Arbeit 
von Personen, die nicht das ganze Jahr gearbeitet haben 
oder die im Rahmen einer Teilzeitregelung tätig waren, 
und für Saisonarbeit wird der jeweilige Bruchteil an JAE 
gezählt.

3.2 Als kleinste, kleine und mittlere Unternehmen gelten 
Unternehmen im Sinne der KMU-Definition gemäß 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Ver-
einbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.06.2014, S. 1).
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3.3 Als Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft gelten 
solche Unternehmen, die unter das Gewerbesteuergesetz 
fallen.

3.4 Zuwendungsempfänger können demnach nicht sein:

a) Unternehmen der Fischerei, der Aquakultur, der 
Land- und Forstwirtschaft, der Energieversorgung, 
des Bergbaus oder der Gewinnung von Steinen und 
Erden,

b) Krankenhäuser, Kliniken, Medizinische Versor-
gungszentren, Sanatorien oder ähnliche Einrichtun-
gen,

c) Erbringer von Finanz- und Versicherungsdienstleis-
tungen, Beratungsunternehmen,

d) Schulträger,

e) freiberuflich Tätige im Sinne von § 18 Absatz 1 Ein-
kommensteuergesetz,

f) nicht wirtschaftlich tätige oder nicht ausschließlich 
wirtschaftlich tätige Einheiten wie etwa gemeinnüt-
zige GmbH, Vereine, Stiftungen oder andere ver-
gleichbare Organisationen,

g) Unternehmen mit öffentlicher Beteiligung, Eigen-
betriebe solcher Unternehmen sowie Körperschaften 
des öffentlichen Rechts und

h) Unternehmen, über deren Vermögen ein Insolvenz- 
oder vergleichbares Verfahren unmittelbar bevor-
steht, beantragt oder eröffnet worden ist oder gegen 
die eine Zwangsvollstreckung eingeleitet oder betrie-
ben wird oder die ihre Zahlungen eingestellt haben.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Der beantragte Fördergegenstand muss zum überwie-
genden Teil den Einsatz von Künstlicher Intelligenz im 
Sinne selbstlernender Systeme beinhalten. Dies umfasst 
Verfahren, die auf maschinellem Lernen und neuronalen 
Netzen beruhen, durch die das System in der Lage ist, 
aus Daten eigenständig Muster, Zusammenhänge oder 
Entscheidungsregeln zu erkennen und seine Leistung im 
Zeitverlauf selbstständig zu optimieren. Reine regelba-
sierte oder deterministische Systeme ohne Lernfähigkeit 
gelten nicht als zuwendungsfähig im Sinne dieser Richt-
linie.

4.2 Das Vorhaben muss im Vergleich zu bisher im Unter-
nehmen vorhandenen Prozessen signifikante Verbes-
serungen aufweisen, welche die Wettbewerbsfähigkeit 
des Unternehmens stärken. Der ursprüngliche Stand der 
relevanten betrieblichen Prozesse sowie die KI-Digita-
lisierungslösung zur Verbesserung der Betriebsprozesse 
sind zusammen mit den damit verbundenen Unterneh-
menszielen in einer nachvollziehbaren Beschreibung des 
Vorhabens darzustellen.

4.3 Die in der De-minimis-Verordnung genannten Voraus-
setzungen müssen für die Gewährung der Zuwendung 
erfüllt sein.

4.4 Eine Zuwendung nach dieser Richtlinie kann innerhalb 
von drei Jahren für maximal ein Vorhaben je Zuwen-
dungsempfänger gewährt werden.

4.5 Das geförderte Vorhaben soll grundsätzlich innerhalb 
von 12 Monaten durchgeführt werden (Projektzeitraum).

4.6 Anträge deren zuwendungsfähige Ausgaben

a) 15.000 EUR (bis einschließlich 50 Mitarbeiter),

b) 20.000 EUR (über 50 Mitarbeiter)

nicht überschreiten, sind nicht zuwendungsfähig (Baga-
tellgrenze).

4.7 Zuwendungsempfänger müssen über eine Betriebsstätte 
oder Niederlassung in Mecklenburg-Vorpommern ver-
fügen, in der das Vorhaben umgesetzt werden soll. Die 
Betriebsstätte oder die Niederlassung muss bei Vorha-
benbeginn die erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, 
um eine erfolgreiche Durchführung des Vorhabens zu ge-
währleisten. Das Vorhaben muss überwiegend in Meck-
lenburg-Vorpommern durchgeführt werden.

4.8 Der Antragsteller hat die gesicherte Finanzierung seines 
Eigenanteils am Vorhaben nachzuweisen.

4.9 Zuwendungen an Unternehmen dürfen nicht gewährt 
werden, solange das Unternehmen einer bestandskräfti-
gen Rückforderungsanordnung nicht nachgekommen ist.

4.10 Eine Kumulation der nach dieser Richtlinie gewährten 
Zuwendung mit anderen staatlichen Beihilfen oder Zu-
wendungen der Europäischen Union, die für dieselben 
bestimmbaren zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt 
und beansprucht werden, ist ausgeschlossen. Zur Ver-
meidung einer möglichen Doppelförderung entfällt eine 
Förderung für Informations- und Kommunikationstech-
nik-Lösungen (IKT), die gegen Entgelt auch in anderen 
Unternehmen zum Einsatz kommen sollen und die für 
das andere Unternehmen eine zuwendungsfähige Maß-
nahme nach Nummer 2 der Richtlinie darstellen. Weitere 
einschlägige Kumulierungsvorschriften außerhalb dieser 
Richtlinie bleiben unberührt.

5 Zuwendungsart, Finanzierungsart, Höhe der Zuwen-

dung

5.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der 
Anteilfinanzierung in Form eines nicht rückzahlbaren 
Zuschusses als De-minimis-Beihilfe im Sinne der De-
minimis-Verordnung gewährt.

5.2 Die Zuwendung darf einen Betrag von 50.000 EUR je 
Vorhaben nicht übersteigen.

5.3 Der Zuwendungssatz beträgt 50 % der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben.

5.4 Zuwendungsfähig sind die zur Umsetzung des Vorha-
bens notwendigen Investitionen in Hard- und Software 
sowie untergeordnete, zwingend erforderliche sonstige 
Leistungen für die einzuführende Lösung. Dazu zählen 
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auch Beratungsleistungen und die Schulung von Multi-
plikatoren.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Zweckbindung

In Ergänzung zu Nummer 5.3.2.6 der VV zu § 44 LHO 
beginnt die Zweckbindungsfrist mit dem Erwerb des 
Gegenstandes und endet drei Jahre nach der Abschluss-
zahlung an den Zuwendungsempfänger.

6.2 Kumulation

Im Rahmen der Antragstellung und des Verwendungs-
nachweises sind alle erhaltenen und beantragten öff entli-
chen Mittel für das Vorhaben anzuzeigen.

6.3 De-minimis-Erklärung und -Bescheinigung

Die De-minimis-Bescheinigung ist vom Zuwendungs-
empfänger zehn Jahre lang aufzubewahren und im Falle 
einer Prüfung durch die Europäische Kommission un-
verzüglich auf Anforderung der Bundesregierung, der 
Landesverwaltung oder der bewilligenden Stelle vorzu-
legen. Wird die Bescheinigung innerhalb der Frist nicht 
vorgelegt, entfällt rückwirkend die Bewilligungsvoraus-
setzung und die Beihilfen zuzüglich Zinsen werden zu-
rückgefordert.

6.4 Auskunftserteilung

Mit dem Zuwendungsbescheid ist der Zuwendungsemp-
fänger zu verpfl ichten, dem für Wirtschaft zuständigen 
Ministerium, der Bewilligungsbehörde oder einem von 
diesen beauftragten Dritten im Rahmen von Forschungs- 
und Begleitprojekten Auskünfte zu erteilen, die für die 
Beurteilung des Erfolgs der Zuwendung und für die Be-
antwortung der damit in Zusammenhang stehenden Fra-
gen erforderlich sind.

6.5 Prüfungsrechte

Mit dem Zuwendungsbescheid ist für folgende Insti-
tutionen das Recht vorzusehen, die Einhaltung der Be-
stimmungen durch Besichtigung an Ort und Stelle und 
durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und sonsti-
gen Unterlagen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 
zu lassen:

a) der Europäische Rechnungshof,

b) die Europäische Kommission,

c) das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF),

d) Bundesrechnungshof

e) die Staatsanwaltschaften,

f) der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern,

g) das für Wirtschaft zuständige Ministerium,

h) die zuständige Bewilligungsbehörde und

i) weitere von diesen zu Prüfungszwecken beauftragte 
Stellen.

6.6 Buchführung

Für alle maßnahmebezogenen Finanzvorgänge des ge-
förderten Projekts ist unbeschadet bestehender Buch-
führungspfl ichten gesondert Buch zu führen oder ein 
geeigneter Buchführungsschlüssel zu verwenden, der 
die Finanzvorgänge des Projektes separat erkennen lässt 
(z. B. Kostenstelle, Unterkonto, Haushaltsstelle).

6.7 Künstliche Intelligenz

Durch Künstliche Intelligenz erzeugte Inhalte in der Pro-
jektbeschreibung und in etwaig nachträglichen Beschrei-
bungen sind kenntlich zu machen.

6.8 EU KI-Verordnung

Die vom Anwendungsbereich der EU KI-Verordnung er-
fasste Künstliche Intelligenz im Rahmen des beantrag-
ten Vorhabens muss in vollem Umfang den Rechten und 
Werten der Europäischen Union entsprechen, indem die 
Bestimmungen der EU KI-Verordnung sowie weitere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen zur Künstlichen 
Intelligenz eingehalten werden.

6.9 Mitteilungspflichten

Ergänzend zu den Mitteilungspfl ichten nach Num-
mer 5.3.5.3 der VV zu § 44 LHO umfasst die Mitttei-
lungspfl icht unter anderem auch:

– vom Finanzierungsplan wesentlich abweichende In-
vestitionen und Leistungen,

– Änderungen des KMU-Status,
– mit dem Zuwendungszweck zusammenhängende Ein-

nahmen, die der Zuwendungsempfänger im Rahmen 
eines Vorhabens erzielt,

– die beabsichtigte Verlegung oder Stilllegung der ge-
förderten Betriebsstätte,

– einen Geschäftsführerwechsel sowie Änderungen der 
Vertretungsbevollmächtigung,

– Änderungen der Eigentumsverhältnisse bei einer In-
frastruktur,

– die Beantragung oder den Erhalt weiterer öffentli-
cher Förderungen für das Vorhaben.

Die Mitteilungspfl icht besteht für den Bewilligungszeit-
raum und den gesamten Zeitraum der Zweckbindung.

6.10 Aufbewahrungspflichten

Ergänzend zu den Aufbewahrungspfl ichten nach Num-
mer 5.3.4.2 der VV zu § 44 LHO gilt, dass der Zuwen-
dungsempfänger die dort genannten Bücher, Belege, Ver -
gabeunterlagen und sonstigen Unterlagen, die das Vorha-
ben betreff en, als Originalbelege aufzubewahren hat.

7 Verfahren

7.1 Antragsverfahren

7.1.1 Zuwendungen werden auf Grundlage eines Antrages 
über ein elektronisches Antragsverfahren gewährt. Der 
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Zugang zum elektronischen Antragsverfahren wird 
durch die Bewilligungsbehörde, der TBI Technologie-
Beratungs-Institut GmbH, Hagenower Straße 73, 19061 
Schwerin auf der Homepage https://www.tbi-mv.de/ be-
reitgestellt.

7.1.2 Der Antrag muss alle zur Beurteilung erforderlichen An-
gaben enthalten, insbesondere die Darstellung der signi-
fikanten Auswirkung auf die Arbeitsprozesse im Unter-
nehmen.

7.1.3 Ein vorzeitiger Vorhabenbeginn wird bei Eingang des 
elektronischen Antrags durch die TBI Technologie-Be-
ratungs-Institut GmbH automatisch genehmigt. Ein Vor-
habenbeginn vor Bewilligung erfolgt auf eigenes Risiko 
und begründet keinen Anspruch auf die Gewährung der 
Zuwendung.

Als Vorhabenbeginn gilt die Aufnahme von Arbeiten, 
welche dem beantragten Vorhaben zuzuordnen und ab-
weichend von Nummer 1.3 der VV zu § 44 LHO nicht le-
diglich als vorbereitende Arbeiten einzustufen sind. Der 
Abschluss eines der Ausführung des Vorhabens zuzu-
rechnenden Liefer- und Leistungsvertrages ist grundsätz-
lich als Vorhabenbeginn zu werten. Als vorbereitende Ar-
beiten gelten das Einholen von Angeboten, Recherchen 
und die Erstellung der Projektplanung. Vorbereitende 
Arbeiten sind nicht zuwendungsfähig.

7.2 Bewilligungsverfahren

7.2.1 Das Verfahren auf Beantragung von Zuwendungen soll 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach Antragsein-
gang abgeschlossen werden. Anträge, die binnen dieser 
Frist durch Verschulden des Antragstellers nicht vervoll-
ständigt werden, sind im Regelfall abzulehnen. Sofern 
die Antragsunterlagen vollständig vorliegen, ist der An-
trag innerhalb von sechs Monaten zu bescheiden.

7.2.2 Die Bewilligungsbehörde kann zur Beurteilung besonde-
rer Fälle externe, zur Vertraulichkeit verpflichtete Sach-
verständige einbeziehen.

7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.3.1 Die bewilligte Zuwendung darf nur soweit und nicht eher 
angefordert werden, als die zuwendungsfähigen Ausga-
ben bereits geleistet worden sind (Erstattungsprinzip). 
Die Auszahlung erfolgt auf der Grundlage bereits er-
brachter und bezahlter Leistungen und nach Prüfung der 
Mittelanforderung.

7.3.2 Mittelanforderungen sind über den Zugang zum elektro-
nischen Antragsverfahren bei der Bewilligungsbehörde, 
der TBI Technologie-Beratungs-Institut GmbH einzurei-
chen.

7.3.3 Die Mittel sind grundsätzlich in einer Mittelanforderung 
vollständig anzufordern.

7.4 Verwendungsnachweisverfahren

7.4.1 Abweichend von Nummer 5.3.6.1 der VV zu § 44 LHO 
ist der Verwendungsnachweis bis zum Ablauf des Bewil-
ligungszeitraumes einzureichen.

7.4.2 Der Verwendungsnachweis ist im Rahmen des Anfor-
derungs- und Auszahlungsverfahrens zu erbringen. Mit 
der Mittelanforderung ist die Verwendung der Zuwen-
dung für den abgerechneten Mittelanforderungszeitraum 
durch Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises für die 
mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ein-
nahmen und Ausgaben sowie einer Belegliste und eines 
Sachberichts nachzuweisen. Mit dem Zuwendungszweck 
zusammenhängende Einnahmen sind Einnahmen, die 
durch die Nutzung der Investitionsgüter im Projektzeit-
raum entstanden sind. Abweichend von Nummer 5.3.6.5. 
der VV zu § 44 LHO sind in der Belegliste nur die Aus-
gaben darzustellen.

Auf Anforderung der bewilligenden Stelle sind zusätz-
liche Unterlagen vorzulegen.

7.4.3 Verwendungsnachweise sind über den Zugang zum elek-
tronischen Antragsverfahren bei der Bewilligungsbehör-
de, der TBI Technologie-Beratungs-Institut GmbH ein-
zureichen.

7.5 Berichtspflichten nach Ablauf des Bewilligungszeitrau-
mes

Ein Verwertungsbericht ist frühestens drei Jahre nach 
Ablauf des Bewilligungszeitraumes und spätestens nach 
Ablauf weiterer zwei Monate bei der Bewilligungsbehör-
de vorzulegen, die die Fristen überwacht. Der Bericht ist 
über den Zugang zum elektronischen Antragsverfahren 
bei der Bewilligungsbehörde, der TBI Technologie-Be-
ratungs-Institut GmbH, einzureichen.

7.6 Widerruf

Insbesondere kommt ein Widerruf mit Wirkung für die 
Vergangenheit nach Nummer 8 der VV zu § 44 LHO in 
Betracht, wenn

a) das Vorhaben wesentliche Änderungen von dem im 
Projektantrag dargestellten oder bewilligten Inhalten 
erfährt,

b) der Zuwendungszweck nicht mehr erreicht werden 
kann,

c) die Betriebsstätte oder Niederlassung, für die eine 
Zuwendung gewährt worden ist, innerhalb des Be-
willigungszeitraums oder der Zweckbindungsfrist 
stillgelegt oder nach außerhalb des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern verlegt wird,

d) ein Insolvenzverfahren beantragt, eröffnet oder ein-
geleitet wird oder

e) sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maß-
gebliche Umstände sich ändern oder wegfallen.

7.7 Zu beachtende Vorschriften

7.7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift 
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Abweichungen zugelassen sind, und das Landesverwal-
tungsverfahrensgesetz.

7.7.2 Die Bewilligungsbehörde verarbeitet die zur Erfüllung 
der ihr obliegenden Aufgaben erforderlichen Daten bei 
der Bearbeitung des Antrages, bei der Bewilligung und 
Abwicklung der Fördermaßnahme – einschließlich Sta-
tistik und Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des För-
derprogramms – unter Berücksichtigung der Regelungen 
der Europäischen Datenschutzgrundverordnung und des 
Landesdatenschutzgesetzes.

7.7.3 Spätestens ab dem 1. Januar 2026 werden auf der Grund-
lage von Artikel 6 Absatz 1 der De-minimis-Verordnung 
in einem zentralen Register auf nationaler oder Unions-
ebene folgende Angaben zu gewährten De-minimis-Bei-
hilfen erfasst:

– Angabe des Beihilfeempfängers,
– Beihilfebetrag,
– Tag der Gewährung,
– Bewilligungsbehörde,
– Beihilfeinstrument und
– betroffener Wirtschaftszweig auf der Grundlage der 

statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der 
Union („NACE-Klassifikation“).

8 Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2027 außer Kraft.

9 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver-
öff entlichung in Kraft.
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